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Von Johannes Geigenberger

Waldkraiburg. Die Süddeut-
sche Gelenkscheibenfabrik (SGF)
aus Waldkraiburg will sich in
Eigenverwaltung sanieren und
hat am Mittwoch vergangener
Woche ein Insolvenzverfahren er-
öffnet. Das bestätigt eine Presse-
mitteilung nach einer Anfrage der
Redaktion. Betroffen sind rund
500 Mitarbeiter, die sich vor allem
über den Zeitpunkt der Bekannt-
machung ärgern.

Denn anders, als bei einer „vol-
len“ Insolvenz – in der jeder Tag
Verzögerung eine Verschleppung
bedeutet – hätte man den Beginn
der Insolvenz in Eigenverwaltung
besser timen können – so lautet
eine Kritik aus der Belegschaft.
Doch jetzt in der Ferienzeit seien
naturgemäß viele Kollegen im

Urlaub. „Seit der Betriebsver-
sammlung laufen deshalb die
WhatsApp-Kanäle natürlich
heiß“, schildert ein Betroffener
gegenüber der Redaktion.

Schließlich habe nur ein Teil der
Belegschaft bei einer Betriebsver-
sammlung vor Ort von der Situa-

Viele der 500 Mitarbeiter erfahren davon „am Strand“ – Suche nach Investor läuft

Waldkraiburger Autozulieferer SGF insolvent
tion erfahren, andere quasi „am
Strand“. Auch, wenn das Unter-
nehmen mitteilen lässt, dass die
Löhne und Gehälter über eine In-
solvenzgeldvorfinanzierung gesi-
chert seien, sei deshalb die Verun-
sicherung groß. Die SGF hat in
Deutschland Standorte in Wald-
kraiburg, in Kraiburg (beides
Landkreis Mühldorf) sowie in
Hamm in Westfalen, an denen
insgesamt rund 500 Mitarbeiter
beschäftigt werden. Die Auslands-
gesellschaften unter anderem in
China und Japan sind von der In-
solvenzsituation nicht betroffen.
Im Jahr 2024 wurden Umsatzerlö-
se in Höhe von rund 110 Millionen
Euro erzielt.

Als Grund für die jetzige Situa-
tion nennt das Unternehmen die
wirtschaftliche Krise sowie die all-
gemein schwierige Lage im Be-
reich der Automobilindustrie. Das
Unternehmen stellt – der Name

Gelenkscheibenfabrik sagt es –
Gelenkscheiben für die Autobran-
che her. Aber auch Zughersteller
gehören zu den Kunden. Trotz der
schwierigen Lage in der Autobran-
che zeigen sich die Geschäftsfüh-
rer Arne Festerling und Josef Wim-
mer optimistisch: „SGF hat in den
letzten Monaten bereits auf die
zuletzt immer größer werdenden
Herausforderungen der Krisen re-
agiert und weitere Maßnahmen
eingeleitet“, heißt es in der Pres-
semitteilung. Das Problem der
SGF habe zuletzt weniger auf der
operativen Ebene bestanden, son-
dern mehr in der hohen Verschul-
dung und der damit verbundenen
Kapitaldienstfähigkeit.

Mit dem Verweis darauf, dass es
sich um kein operatives Problem
handelt, antworten die Geschäfts-
führer vorbeugend auf Gerüchte,
es handle sich bei der Situation
um Managementfehler, die aufge-

treten sind, seit Ende vergange-
nen Jahres der bis dahin tätige
SGF-Geschäftsführer Gerald Sei-
dinger das Unternehmen verlas-
sen hatte. So oder so zeigen sich
Seidingers Nachfolger optimis-
tisch: „Wir sind auch aufgrund des
tatkräftigen und hervorragend
ausgebildeten Personals weiter-
hin in der Lage, innovative Pro-
dukte mit den Kunden zu entwi-
ckeln und zu fertigen. Was wir
brauchen ist ein Investor, der die
Potenziale hebt und zielgerichtet
in die Gruppe investiert.“

Daher sei nun ein Investoren-
prozess gestartet worden, der von
den Frankfurter Sanierungsexper-
ten Rechtsanwalt Dr. Jan Markus
Plathner, Christoph Enkler und
Sebastian Netzel von der Kanzlei
Brinkmann & Partner als General-
bevollmächtigte begleitet wird.
Sie unterstützen das Management
im Investorenprozess.

Von Johannes Geigenberger

Rechtmehring/Rosenheim.
Nächstes Kapitel im Ringen um
das Bankhaus RSA (Rechtmeh-
ring/Albaching/Soyen). Ehemali-
ge Aufsichtsräte melden sich zu
Wort und kritisieren den bayeri-
schen Genossenschaftsverband
in einem offenen Brief, der auch
der Redaktion vorliegt. Die Unter-
zeichner – Franz Sanftl, Altbürger-
meister der Gemeinde Albaching,
Karl Fischberger, Altbürgermeis-
ter der Gemeinde Soyen und Jo-
hann Riedl, ebenfalls aus Soyen –
werfen darin dem bayerischen
Genossenschaftsverband vor, nur
durch kurzfristig geänderte Prüf-
vorgaben seinerseits hätte er die
eigentlich gesunde Bank in die
Schieflage gebracht. Der Vorwurf:
dem bayerischen Genoverband
als oberste Prüfinstanz der VR-
Banken im Freistaat seien kleine
Banken ein Dorn im Auge – wes-
halb er diese durch nicht zu erfül-
lende regulatorische Vorgaben
zur Fusion mit größeren Häusern
dränge. „Das ist ein Bankraub, wir
werden zur Fusion gedrängt“, sagt
Fischberger am Telefon.

Was ist dran an den Vorwürfen?
Tatsache ist, dass im Fall des
Bankhauses RSA bereits ein gro-
ßer Nachbar als Fusionspartner
parat stünde: Die „Meine Volks-
bank Raiffeisenbank“ mit Sitz in
Rosenheim, Bayerns größte VR-
Bank, kooperiert mittlerweile mit
dem Bankhaus . Die Rosenheimer
wollen sich auf Anfrage allerdings
aktuell nicht äußern.

Richtig ist auch, dass der Impuls
für die Kooperation vom Genover-
band ausging: Auf seinen Wunsch
hin sind Reinhard Allinger, Ex-
Chef der VR-Bank Passau, und
Mark Mühlberger, Vorstand der
VR-Bank Vilshofen-Pocking, ins
Führungsteam des Bankhauses
RSA gewechselt, nachdem Vor-
stand Alfred Pongratz im Frühjahr
die Bank über Nacht verlassen
hatte.

Noch im Mai 2024 Lob vom
Verband für Bankhaus RSA?

Doch warum musste Pongratz
überhaupt gehen? Bisher war im-
mer davon die Rede, dass sich das
Bankhaus RSA im Zuge rasanten
Wachstums (zuletzt über eine
Milliarde Euro Bilanzsumme) mit
Immobilien-Finanzierungen ver-
hoben hat. Die Ex-Aufsichtsräte
kritisieren nun aber, dass ver-
meintlich „faule“ Immokredite
nur deswegen plötzlich den Stem-
pel „Ausfallrisiko“ bekamen, weil
der Genoverband die Maßstäbe
geändert habe – und zwar quasi
um „180 Grad“: Denn noch im Mai
2024 habe das Bankhaus RSA bei
der Generalversammlung vom
Verband „viel Lob für die hervor-
ragende Arbeit und das bislang
beste Bilanzergebnis in der Ge-
schichte“ bekommen, schreibt
das Trio der Ex-Aufsichtsräte, die
jahrzehntelang im Amt waren, be-
vor sie aus Altersgründen aus-
schieden.

„Bankraub“: Ex-Aufsichtsrätewehren sich gegenFusion
Ehemalige Bürgermeister der Bankhaus RSA-Standorte kritisieren Genoverband – Der weißt Vorwürfe von sich

Dann die Kehrtwende: Laut
Fischberger, Riedl und Sanftl
zeichnete sich bereits zu Beginn
der Prüfung Anfang 2025 eine
neue Linie seitens des Genossen-
schafts-Prüfungsverbands ab.
Langjährige Kunden der RSA-
Bank hätten den ehemaligen Auf-
sichtsräten mitgeteilt, dass die
Prüfer einen Großteil der Kreditsi-
cherheiten in Frage stellten, Be-
wertungen nach unten korrigier-
ten und von den Kunden verlang-
ten, ihre Kredite nachzusichern.
Andernfalls sei eine Kündigung
des Kredits mit sofortiger Rück-
zahlung angedroht worden, was
für einige Kunden den Verkauf
von Immobilien oder sogar die In-

solvenz zur Folge gehabt hätte, so
die ehemaligen Aufsichtsräte. Sie

sind überzeugt, diese Vorgehens-
weise hätte nur eine Absicht ge-
habt: Das Bankhaus in eine
Schieflage und dadurch in eine
Fusion zu drängen. Das funktio-
niere am einfachsten, wenn die
Regularien und Eigenkapitalan-
forderungen für kleinere Banken
genauso strikt wie für große Ban-
ken angewendet würden, mit der
Aussicht, dass dies für die kleine-
ren Institute nicht erfüllbar sei.

Mit diesen Vorwürfen konfron-
tier teilt der bayerische Genover-
band zwar mit, dass man sich
nicht zu Einzelfällen äußere.
Grundsätzlich aber sei es so, dass
die Prüfungen auf der Grundlage

gesetzlicher Vorgaben, konkret
Paragraph 53 Genossenschaftsge-
setz, sowie anerkannter Standards
der Risikoorientierung erfolgen
würden. Diese Prüfungen seien
„dynamisch angelegt“ und wür-
den „stets das aktuelle wirtschaft-
liche und regulatorische Umfeld
berücksichtigen“.

Genoverband: „Verfolgen
keine Fusionspolitik“

Das „Ziel der Prüfung“ sei es,
„die Stabilität der Institute zu si-
chern, Risiken frühzeitig sichtbar
zu machen und damit die Interes-
sen der Mitglieder, Kunden und
der gesamten genossenschaftli-
chen Finanzgruppe zu schützen“,
heißt es weiter. „Operative Maß-
nahmen wie Nachsicherungen
oder Kreditentscheidungen“ fie-
len „allein in die Verantwortung
der jeweiligen Bankvorstände“.

Und: Entscheidungen über
„Kooperationen oder Fusionen“
würden „ausschließlich bei den
zuständigen Organen und Mit-
gliedern der jeweiligen Bank“ lie-
gen. Der Prüfungsverband treffe
hierzu „keine Entscheidungen“
und verfolge auch keine „Fusions-
politik“.

Die ehemaligen Aufsichtsräte
lassen sich davon allerdings nicht
besänftigen – und kündigen an,
weiter gegen eine „erzwungene“
Fusion kämpfen zu wollen. „Wir
sehen uns hier ein wenig wie gal-
lische Dörfer“, so Fischberger.

„Wir sehen uns hier

wie gallische Dörfer“

Karl Fischberger

Altbürgermeister von Soyen

Neubiberg/Burghausen. Mit
einem symbolischen Spatenstich
hat die Securetec Detektions-Sys-
teme AG vergangene Woche den
Bau ihres neuen Firmensitzes in
Neubiberg (Lkr. München) gestar-
tet. Konzept, Planung und Umset-
zung übernimmt das Burghauser
Unternehmen Hinterschwepfin-
ger.

Das Biotechnologie-Unterneh-
men, weltweit bekannt für inno-
vative Drogen-Schnelltests, setzt
mit dem Neubau auf Wachstum
am Standort Bayern. „Wir sind
stolz, dass sich ein innovatives
Unternehmen wie Securetec be-
wusst dazu entscheidet, For-
schung, Entwicklung und Produk-
tion bei uns in der Region zu hal-
ten und auszubauen“, sagte Neu-
bibergs Bürgermeister Thomas
Pardeller beim Festakt.

Der neue Sitz bietet Platz für
rund 100 Mitarbeitende und kann
bei Bedarf erweitert werden.
Architektonisch prägt eine Natur-
steinfassade den Verwaltungsbau,
während Logistik- und Ladehof
diskret rückwärtig angeordnet
sind.

Besonderes Augenmerk liegt auf
Nachhaltigkeit: Securetec setzt
auf Fernwärme, eine Photovol-
taikanlage mit Dachbegrünung,
innovative Holzbauelemente so-
wie passive Kühlung über die Fuß-
bodenheizung. „Der Nachhaltig-
keitsaspekt war uns sehr wichtig“,
betonte Securetec-Vorstand Vere-
na Zimmermann. Generalunter-
nehmer Josef Hinterschwepfinger

Hinterschwepfinger baut neue Zentrale für Securetec

Drogen-Tests für alle Welt

hob die gelungene städtebauliche
Integration des Projekts hervor:
„Diese Herausforderung haben
wir in enger Zusammenarbeit mit
Securetec und der Gemeinde
Neubiberg hervorragend gelöst.“

Am Spatenstich nahmen neben
Bürgermeister Pardeller und Vor-
stand Zimmermann auch Auf-
sichtsratsvorsitzender Dr. Oliver
Wulff sowie Josef Hinterschwep-
finger teil. − hw

München. Im Streit um Min-
destpreise für Fahrdienstplattfor-
men gibt Münchens Oberbürger-
meister Dieter Reiter (SPD) Uber
und Co. mehr Zeit. Nur wenn es
bis zum 30. Juni 2026 keine Ver-
einbarungen mit den Plattformen
gebe, soll der Stadtrat Mindest-
preise festlegen, heißt es in einem
Schreiben Reiters an die Betreiber
der Vermittlungsplattformen.

Darin fordert der OB die Betrei-
ber unter anderem auf, einen
Mindest- und Maximalpreis für
das Münchner Stadtgebiet und
den Flughafen festzulegen, der
sich an den gültigen Taxitarifen
orientiert. Außerdem müssten
Mindesthonorare festgelegt wer-
den.

Der Kreisverwaltungsaus-
schuss des Stadtrats hatte Ende
Juli mehrheitlich einem Antrag
von SPD und CSU/Freien Wäh-
lern zugestimmt, der das Ziel hat,
einzelne Vereinbarungen mit Fir-
men wie Uber und Bolt über Prei-
se und Mindesthonorare auszu-
arbeiten. Ursprünglich hatte der
Ausschuss über Mindestpreise für

Fahrdienst-Vermittler in Mün-
chen entscheiden sollen. Die An-
tragsteller, die zwei Stadtratsfrak-
tionen von Grünen/Rosa Liste so-
wie SPD/Volt, hatten einen „rui-
nösen Wettbewerb“ zwischen
dem stark regulierten Taxigewer-
be und Anbietern wie Uber und
Bolt kritisiert.

Die ursprüngliche Beschluss-
vorlage sah vor, dass bei den Fahr-
dienst-Vermittlern ein Mindest-
entgelt eingeführt werden sollte,
um gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen zu schaffen. Auf Fahrgäste
wäre dann ein Grundpreis von
5,42 Euro und ein Kilometerpreis
von 2,57 Euro zugekommen. Zu
einer Abstimmung darüber kam
es aber zunächst nicht - stattdes-
sen wurde beschlossen, auf die ge-
nannten Vereinbarungen zu set-
zen.

Dazu hatte es Proteste von Ta-
xifahrern vor dem Rathaus gege-
ben. Gregor Beiner, Vorstand des
Taxiverbands München sowie des
Bundesverbands Taxi und Miet-
wagen, nannte Reiter „Uber-Bür-
germeister“. − lby

Debatte um Mindestpreis:
Uber bekommt mehr Zeit

Weiter Streit um Taxi-Konkurrent in München

Ungewöhnlich viel
Geld für Gläubiger
von SportScheck
München. Die Pleite der Einzel-

handelskette SportScheck nimmt
für die Gläubiger ein vergleichswei-
se glimpfliches Ende: Sie erhalten
annähernd zwei Drittel ihres Gel-
des zurück, wie Insolvenzverwalter
Axel Bierbach mitteilte. Bei der
SportScheck Stationär GmbH, die
auch Filialen unter dem Dach von
Karstadt Sports betrieb, liegt die
Quote bei 62 Prozent. Die Gläubi-
ger des Onlinehändlers Sport-
Scheck GmbH bekommen 62 Pro-
zent. Die übliche Quote bei Insol-
venzverfahren liegt im einstelligen
Prozentbereich.Von den Ausschüt-
tungen profitieren laut Insolvenz-
verwalter auch rund 1050 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die we-
gen ihrer Gehaltseinbußen eben-
falls Forderungen angemeldet hat-
ten. Bierbach stellt für 2026 eine
weitere – und letzte – Auszahlung
in Aussicht.

Das Münchner Traditionsunter-
nehmen war zuletzt Teil von Kar-
stadt und damit in den Strudel der
Pleite des österreichischen Immo-
bilieninvestors René Benko gera-
ten. Im November 2023 meldete
SportScheck Insolvenz an. − lby

München. Das Deutsche Pa-

tent- und Markenamt und die

Arbeitsgemeinschaft Deutscher

Patentinformationszentren e.V.

(PIZnet e.V.) bieten wieder ihre

„PIZnet-Aktionswoche“: Vom 22.

bis zum 26. September können

sich kleine und mittlere Unter-

nehmen, Start-ups und Gründer-

teams professionelle Beratung

über den Schutz geistigen Eigen-

tums geben lassen.

Wie das Deutsche Patent- und

Markenamt mitteilt, zeigten Stu-

dien des Amts der Europäischen

Union für geistiges Eigentum

(EUIPO), dass Unternehmen mit

Schutzrechten 32 Prozent mehr

Umsatz pro Mitarbeiter erzielen

und deutlich höhere Wachstums-

Chancen haben. Info und Anmel-

dung: www.piznet.de. − mgb

GeistigesEigentum:
Patentamt bietet

Hilfe an

SGF stellt solche Gelenkscheiben

her – sowohl für Autos, als auch –

wie hier – für Züge. − Foto: SGF

125 Jahre eigenständig – bald unter dem Dach der „Meine Volksbank Raiffeisenbank“? Das Bankhaus RSA,

hier die Filiale in Soyen (Lkr. Rosenheim). − Foto: Karl Fischberger

Hier sollen eines Tages 100Mitarbeiter Platz finden: der neue Firmensitz

von Securetec. − Animation: Hinterschwepfinger
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